
Wenn das Paket nicht kommt, ist
der Konzern schuld!
Zu den aktuellen Streiks bei der Deutschen Post AG

Von Lia Malinovski, Januar 2023

In der Deutschen Post AG läuft seit einigen Wochen die neue Tarifrunde 2023
inklusive  Verhandlungen  mit  der  Gewerkschaft  ver.di.  Die  Beschäftigten
fordern 15 Prozent Gehaltserhöhung bei einer Laufzeit von zwölf Monaten
und  eine  Erhöhung  der  Ausbilungsvergütungen  sowie  Entgelte  der
Studierenden  um  200  Euro  monatlich.  Für  diese  Forderungen  haben
zwischen dem 18.  und dem 20.  Januar über 33 Tausend Beschäftigte in
Verteilungszentren, sowie Zusteller_Innen selbst, die Arbeit niedergelegt und
gestreikt. Die Post selber hat dabei keinen Schritt auf die Beschäftigten zu
gemacht.  Die  Folge  ist  nun  ein  dritter  Verhandlungstag  und  weitere
Warnstreiks.

Warum die Forderungen?
Die Forderungen nach 15 Prozent mehr Lohn für alle Tarifbeschäftigten soll
den  Rea l lohnver lus t  durch  d ie  In f la t ion  und  ges te iger te
Lebenshaltungskosten angehen und damit der Verschlechterung der Lage
der Angestellten entgegenwirken.

Wenn wir an die Post denken, denken wir meistens an die nette Postbotin
oder den netten Postboten, die uns unsere Briefe oder Pakete zustellen oder
ärgern uns, wenn mal wieder ein lang ersehntes Päckchen später ankommt
als  gedacht.  In  den  seltensten  Fällen  ist  uns  bewusst,  unter  welcher
Belastung die Beschäftigten stehen – mit einem Monatsgehalt von 2.108 bis
3.090 Euro brutto verdienen die meisten Beschäftigten gerade genug, um in
einer kleinen Wohnung zu wohnen und gerade genug zu heizen, um am Ende
des Monats noch Geld über zu haben. Seit der Privatisierung der Post haben
sich  Arbeitsbedingungen  ohnehin  permanent  verschlechtert  mit  längeren
Routen,  Zusammenlegung  von  Briefen  und  Paketen,  der  wachsende
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Onlinehandel und Unmengen an Werbung. Dennoch ist ihre Arbeitsbelastung
in den letzten zwei Jahren durch die Pandemie besonders stark gestiegen.
Das sieht man besonders gut daran, dass die Post in den letzten zwei Jahren
Rekordgewinne im Milliardenbereich erzielen konnte, da mehr bestellt wurde
als vor der Pandemie. „Erwirtschaftet wird der Erfolg der Deutschen Post AG
von den Kolleg*innen, die uns Tag für Tag Briefe und Pakete bringen und
angesichts des hohen Sendungsvolumens vielfach einer hohen körperlichen
und psychischen Belastung ausgesetzt sind“, schreibt ver.di zu der aktuellen
Tarifrunde.  Auch  die  Lage  der  Jugend  in  der  Post  ist  prekär:  Viele
Jugendliche  machen  einen  Nebenjob  als  Zeitungsausträger_In.  Dabei
verdient man im Schnitt gerade mal ein paar Cent pro ausgetragene Zeitung.
Einen Stundenlohn gibt es nicht und damit kann auch mal der Mindestlohn
wegfallen,  der  bei  Jugendlichen  eh  kaum  Bedeutung  hat.  Die
Ausbildungsgehälter  sind  mit  900  Euro  Monatlich  bestenfalls
durchschnittlich und schon ohne Inflation nicht genug, durch die Inflation
aber deutlich zu wenig. Freie Entfaltung oder Unabhängigkeit von Eltern ist
damit  nicht  zu schaffen.  Egal,  was Springerpresse und der Post-Konzern
sagen:  Die  Forderungen  der  Beschäftigten  sind  notwendig  und  müssen
umgesetzt werden!

Streiken, streiken, streiken…
Aber wie können diese Forderungen umgesetzt werden? Die Konzernbosse
sind nicht gerade überzeugt davon, die Forderungen umzusetzen. Für die
Beschäftigten bedeutet das, dass der Kampf weitergehen wird und muss. Es
muss weitere Streiks geben, um den Forderungen Nachdruck zu verleihen.
Dabei darf die Gewerkschaft aber nicht bei Warnstreiks bleiben: Der Konzern
wird mit hoher Wahrscheinlichkeit die Forderungen nicht umsetzen, wenn es
nur bei Warnstreiks bleibt. Warnstreiks kann ein Konzern noch verkraften, da
sie zeitlich begrenzt und an Verhandlungen gebunden sind. Was gebraucht
wird, sind sogenannte Erzwingungsstreiks – also Streiks, die unbefristet sind
und  bleiben,  bis  die  Forderungen  erfüllt  sind  und  die  Mehrheit  der
Beschäftigten  für  die  Beendigung  des  Streiks  abgestimmt  hat.  Die
Beschäftigten  müssen  sich  in  Streikkomitees  organisieren  und  die
Gewerkschaftsführung unter Druck setzen, eine Urabstimmung über einen



Erzwingungsstreik zu starten! Denn von alleine wird sie das wahrscheinlich
nicht, dafür ist der Vorstand zu eng verwoben mit „Arbeitgeberverbänden“
und den Konzernbossen. Schon bei den vergangenen Arbeitskämpfen bei der
Post hat ver.di immer wieder Verrat begangen, indem sie Streiks abgewürgt
oder  erfolgreiche  Streiks  mit  einem  schlechten  Tarifvertrag  ausverkauft
haben.

Sollte  es  tatsächlich  zu  Erzwingungsstreiks  kommen,  müssen  wir  uns
solidarisch  mit  den  Beschäftigten  zeigen.  Denn  wenn  unser  Paket  nicht
kommt, ist das die Schuld des Konzerns, der die notwendigen Forderungen
der  Beschäftigten  nicht  umsetzt.  Auch  dürfen  die  Streiks  nicht  isoliert
bleiben,  sondern  müssen  eine  Verbindung  zu  den  Beschäftigten  im
Öffentlichen  Dienst,  die  ebenfalls  in  die  Tarifrunden  starten,  aufbauen.
Letzten Endes muss der Kampf sich für eine basisdemokratische Kontrolle
der Beschäftigten einsetzen, mit der die Beschäftigten selbst entscheiden
können,  wann gestreikt  wird,  wann nicht  und welchen Tarifvertrag man
annimmt!

Für die Anpassung der Löhne an die Inflation, unter Kontrolle der
Beschäftigten selbst!  Nicht  Konzernbosse,  sondern diejenigen,  die
einen  positiven  Beitrag  für  die  Gesellschaft  leisten  müssen
bestimmen,  was  sie  dafür  erhalten!
Für  zufriedenstellende  Ausbildungsgehälter!  Wir  müssen  die
Möglichkeit  haben,  uns  unabhängig  zu  machen  und  selbst  zu
entfalten! Wir wollen nicht unsere ganze Jugend bei unseren Eltern
verbringen!
Für die  Einführung eines Stundenlohnes mindestens in  Höhe des
Mindestlohns für Zeitungsausträger_Innen und die Ausweitung der
Tarifverträge auf sämtliche Beschäftigte im Logistiksektor!
Für  die  gemeinsame  Organisierung  der  Beschäftigten  bei  der
Deutschen Post AG und der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst und
gemeinsame,  unbefristete  Streiks,  solange  die  Forderungen  nicht
erfüllt sind! Gemeinsam sind wir stärker (als die Konzerne)!


